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ÜBERSETZUNG 
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Geschäftsverzeichnisnr. 7996 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfragen in Bezug auf Artikel 39/82 §§ 1 und 4 des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 « über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Ausweisen von Ausländern », gestellt vom französischsprachigen Gericht erster 

Instanz Brüssel. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Pierre Nihoul und Luc Lavrysen, und den Richtern 

Thierry Giet, Joséphine Moerman, Michel Pâques, Yasmine Kherbache, Sabine de Bethune, 

Emmanuelle Bribosia, Willem Verrijdt und Kattrin Jadin, unter Assistenz des Kanzlers 

Frank Meersschaut, unter dem Vorsitz des Präsidenten Pierre Nihoul, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfragen und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 10. Mai 2023, dessen Ausfertigung am 19. Mai 2023 in der Kanzlei 

des Gerichtshofes eingegangen ist, hat das französischsprachige Gericht erster Instanz Brüssel 

folgende Vorabentscheidungsfragen gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 39/82 § 1 und § 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über 

die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von 

Ausländern gegen die Artikel 10, 11, 13, 22 und 24 § 3 der Verfassung, an sich oder in 

Verbindung mit den Artikeln 6, 8, 13 und 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention, mit 

Artikel 2 des ersten Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention, mit den 

Artikeln 7, 14 Absatz 1, 20, 21 und 47 der Charta der Grundrechte und mit dem 

Effektivitätsgrundsatz, insofern 

 

 -  er es den Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines Beschlusses zur Verweigerung 

des Visums zu Studienzwecken sind, nicht ermöglicht, den Rat für Ausländerstreitsachen in 

äußerster Dringlichkeit zu befassen, um die Aussetzung dieses Beschlusses sowie anderer 
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vorläufiger Maßnahmen zu beantragen, oder über einen Rechtsbehelf, der gleichwertige 

Garantien bietet, zu verfügen, 

 

 -  während der Rechtsbehelf in äußerster Dringlichkeit den Drittstaatsangehörigen, gegen 

die eine Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme gefasst worden ist, deren Ausführung 

unmittelbar bevorsteht, geboten wird, 

 

 -  und zwar auch dann, wenn die im ersten Punkt erwähnten Personen nachweisen würden, 

dass sie die erforderliche Sorgfalt an den Tag gelegt haben und dass die Einhaltung der 

erforderlichen Fristen zur Führung eines gewöhnlichen Verfahrens 

(Aussetzung/Nichtigerklärung) den Verlauf des beabsichtigten Studiums unwiderruflich 

behindern und/oder gefährden könnte? 

 

 Verstößt Artikel 39/82 § 1 und § 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 gegen die 

Artikel 10, 11, 13, 22 und 24 § 3 der Verfassung, an sich oder in Verbindung mit den Artikeln 6, 

8, 13 und 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention, mit Artikel 2 des ersten 

Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention und mit den Artikeln 7, 14 

Absatz 1, 20, 21 und 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 

 

 -  indem er es den Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines Beschlusses zur 

Verweigerung des Visums zu Studienzwecken sind, nicht ermöglicht, den Rat für 

Ausländerstreitsachen in äußerster Dringlichkeit zu befassen, um die Aussetzung dieses 

Beschlusses sowie anderer vorläufiger Maßnahmen zu beantragen, oder über einen 

Rechtsbehelf, der gleichwertige Garantien bietet, zu verfügen, 

 

 -  während der Rechtsbehelf in äußerster Dringlichkeit beim Staatsrat grundsätzlich den 

Bürgern, auf die ein Verwaltungsakt Anwendung findet, den sie anfechten möchten, darunter 

insbesondere den in Belgien ansässigen Studierenden, geboten wird, 

 

 -  und zwar auch dann, wenn die im ersten Punkt erwähnten Personen nachweisen würden, 

dass sie die erforderliche Sorgfalt an den Tag gelegt haben und dass die Einhaltung der 

erforderlichen Fristen zur Führung eines gewöhnlichen Verfahrens 

(Aussetzung/Nichtigerklärung) den Verlauf des beabsichtigten Studiums unwiderruflich 

behindern und/oder gefährden könnte? 

 

 Verstößt Artikel 39/82 § 1 und § 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 gegen die 

Artikel 10, 11, 13, 22 und 24 § 3 der Verfassung, an sich oder in Verbindung mit den Artikeln 6, 

8, 13 und 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention, mit Artikel 2 des ersten 

Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention und mit den Artikeln 7, 14 

Absatz 1, 20, 21 und 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 

 

 -  indem er die Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines Beschlusses zur 

Verweigerung des Visums zu Studienzwecken sind, auf die gleiche Weise behandelt wie alle 

anderen Ausländer, die Gegenstand von Beschlüssen anderer Art aufgrund des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 sind, ohne der umkehrbaren bzw. unumkehrbaren Beschaffenheit des 

geltend gemachten Nachteils Rechnung zu tragen, unter Ausschluss derjenigen, gegen die eine 

Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme gefasst worden ist, deren Ausführung unmittelbar 

bevorsteht, indem ihnen der Zugang zum Verfahren in äußerster Dringlichkeit beim Rat für 

Ausländerstreitsachen, um die Aussetzung des Beschlusses zur Verweigerung des Visums zu 
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Studienzwecken sowie anderer vorläufiger Maßnahmen zu beantragen, oder ein Rechtsbehelf, 

der gleichwertige Garantien bietet, versagt wird, 

 

 -  und zwar auch dann, wenn die Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines Beschlusses 

zur Verweigerung des Visums zu Studienzwecken sind, nachweisen würden, dass sie die 

erforderliche Sorgfalt an den Tag gelegt haben und dass die Einhaltung der erforderlichen 

Fristen zur Führung eines gewöhnlichen Verfahrens (Aussetzung/Nichtigerklärung) den 

Verlauf des beabsichtigten Studiums unwiderruflich behindern und/oder gefährden könnte? 

 

 Im Falle der verneinenden Beantwortung einer der vorstehenden 

Vorabentscheidungsfragen: Steht Artikel 39/82 § 1 und § 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und 

das Ausweisen von Ausländern in Übereinstimmung mit den Artikeln 10, 11, 13, 22 und 24 § 3 

der Verfassung, an sich oder in Verbindung mit den Artikeln 6, 8, 13 und 14 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention, mit Artikel 2 des ersten Zusatzprotokolls zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention, mit den Artikeln 7, 14 Absatz 1, 20, 21 und 47 der Charta der 

Grundrechte und mit dem Effektivitätsgrundsatz, wenn er dahin ausgelegt wird, dass er es 

 

 -  den Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines Beschlusses zur Verweigerung des 

Visums zu Studienzwecken sind, 

 

 -  die nachweisen, dass sie die erforderliche Sorgfalt an den Tag gelegt haben und dass die 

Einhaltung der erforderlichen Fristen zur Führung eines gewöhnlichen Verfahrens 

(Aussetzung/Nichtigerklärung) den Verlauf des auf belgischen Staatsgebiet beabsichtigten 

Studiums unwiderruflich behindern und/oder gefährden könnte, 

 

 -  ermöglicht, einen Antrag in äußerster Dringlichkeit beim Rat für Ausländerstreitsachen 

einzureichen, um die Aussetzung des fraglichen Beschlusses sowie anderer vorläufiger 

Maßnahmen zu erwirken? ».  

 

 

 In seinem Zwischenentscheid Nr. 66/2024 vom 20. Juni 2024 

(ECLI:BE:GHCC:2024:ARR.066), veröffentlicht im Belgischen Staatsblatt vom 

22. Oktober 2024, hat der Gerichtshof die Entscheidung über die Vorabentscheidungsfragen in 

Erwartung der Antworten des Gerichtshofes der Europäischen Union auf die in den 

Rechtssachen C-14/23 und C-299/23 gestellten Vorabentscheidungsfragen ausgesetzt. 

 

 In seinen Urteilen vom 29. Juli 2024 und 19. Juni 2025 in den Rechtssachen C-14/23 

(ECLI:EU:C:2024:647) und C-299/23 (ECLI:EU:C:2025:461) hat der Gerichtshof der 

Europäischen Union auf die Vorabentscheidungsfragen geantwortet. 

 

 (…) 

 

 

  II.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 
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 In Bezug auf die fragliche Bestimmung und deren Kontext 

 

 B.1.1.  Die vier Vorabentscheidungsfragen beziehen sich auf Artikel 39/82 §§ 1 und 4 

Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 « über die Einreise ins Staatsgebiet, den 

Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern » (nachstehend: Gesetz vom 

15. Dezember 1980), insofern « es den Drittstaatsangehörigen, die Gegenstand eines 

Beschlusses zur Verweigerung des Visums zu Studienzwecken sind, nicht ermöglicht, den Rat 

für Ausländerstreitsachen in äußerster Dringlichkeit zu befassen, um die Aussetzung dieses 

Beschlusses sowie anderer vorläufiger Maßnahmen zu beantragen, oder über einen 

Rechtsbehelf, der gleichwertige Garantien bietet, zu verfügen ». 

 

 B.1.2.  Artikel 39/82 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 wurde durch Artikel 185 des 

Gesetzes vom 15. September 2006 « zur Reform des Staatsrates und zur Schaffung eines Rates 

für Ausländerstreitsachen » eingefügt und wurde zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

10. April 2014 « zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über das Verfahren vor dem Rat 

für Ausländerstreitsachen und vor dem Staatsrat » (nachstehend: Gesetz vom 10. April 2014) 

abgeändert. Dieser Artikel 39/82 bestimmt: 

 

 « § 1.  Wenn ein Akt einer Verwaltungsbehörde aufgrund von Artikel 39/2 für nichtig 

erklärt werden kann, ist nur der Rat für die Aussetzung seiner Ausführung zuständig. 

 

 Die Aussetzung wird nach Anhörung oder ordnungsgemäßer Vorladung der Parteien durch 

einen mit Gründen versehenen Beschluss des Präsidenten der befassten Kammer oder des von 

ihm zu diesem Zweck bestimmten Richters für Ausländerstreitsachen angeordnet. 

 

 In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Aussetzung vorläufig - ohne Anhörung der 

Parteien oder bestimmter Parteien - angeordnet werden. 

 

 Die antragstellende Partei muss, wenn sie die Aussetzung der Ausführung beantragt, 

entweder eine Aussetzung in äußerster Dringlichkeit oder eine gewöhnliche Aussetzung 

wählen. Zur Vermeidung der Unzulässigkeit darf sie weder gleichzeitig noch nacheinander 

Absatz 3 ein erneutes Mal anwenden oder in dem in § 3 erwähnten Antrag die Aussetzung ein 

erneutes Mal beantragen. 

 

 In Abweichung von Absatz 4 und unbeschadet von § 3 hindert die Ablehnung des 

Aussetzungsantrags im Verfahren der äußersten Dringlichkeit die antragstellende Partei nicht 

daran, später einen Aussetzungsantrag gemäß dem gewöhnlichen Verfahren einzureichen, 

wenn dieser Aussetzungsantrag in äußerster Dringlichkeit abgelehnt worden ist, weil die 

äußerste Dringlichkeit nicht ausreichend nachgewiesen wurde. 
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 § 2.  Die Aussetzung der Ausführung kann nur angeordnet werden, wenn triftige Gründe, 

die die Aussetzung des angefochtenen Akts rechtfertigen können, vorgebracht werden, und 

unter der Voraussetzung, dass die unmittelbare Ausführung des Akts einen gravierenden und 

schwer wiedergutzumachenden Schaden verursachen kann. Letztgenannte Bedingung ist unter 

anderem erfüllt, wenn auf der Grundlage der grundlegenden Menschenrechte - insbesondere 

der Rechte, für die gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten keine Abweichung erlaubt ist - ein triftiger Grund 

vorgebracht worden ist. 

 

 Beschlüsse, durch die die Aussetzung angeordnet wird, können auf Antrag der Parteien 

widerrufen oder geändert werden. 

 

 § 3.  Außer in Fällen äußerster Dringlichkeit müssen der Aussetzungsantrag und die 

Nichtigkeitsklage in ein und demselben Akt eingereicht werden. 

 

 In der Überschrift des Antrags muss angegeben werden, dass entweder eine 

Nichtigkeitsklage oder ein Aussetzungsantrag und eine Nichtigkeitsklage eingereicht werden. 

Wenn diese Formalität nicht erfüllt ist, wird davon ausgegangen, dass der Antrag nur eine 

Nichtigkeitsklage beinhaltet. 

 

 Wenn die Nichtigkeitsklage eingereicht ist, ist ein später eingereichter Aussetzungsantrag 

nicht zulässig, unbeschadet der dem Antragsteller offenstehenden Möglichkeit, wie oben 

erwähnt eine neue Nichtigkeitsklage einzureichen, der ein Aussetzungsantrag beigefügt ist, 

sofern die Beschwerdefrist noch nicht abgelaufen ist. 

 

 Der Antrag enthält eine Darlegung der Gründe und Sachverhalte, die der antragstellenden 

Partei zufolge die Anordnung der Aussetzung oder gegebenenfalls von vorläufigen 

Maßnahmen rechtfertigen. 

 

 Die Aussetzung und die anderen vorläufigen Maßnahmen, die vor Einreichung des Antrags 

auf Nichtigerklärung des Akts angeordnet worden sind, werden sofort vom Kammerpräsidenten 

oder von dem von ihm bestimmten Richter für Ausländerstreitsachen, der sie erlassen hat, 

aufgehoben, falls dieser feststellt, dass innerhalb der durch die Verfahrensregeln festgelegten 

Frist keine Nichtigkeitsklage eingereicht worden ist, in der die Gründe angegeben sind, die sie 

gerechtfertigt hatten. 

 

 § 4.  Der Kammerpräsident oder der von ihm bestimmte Richter für Ausländerstreitsachen 

befindet innerhalb dreißig Tagen über den Aussetzungsantrag. Wenn die Aussetzung 

angeordnet wird, wird innerhalb vier Monaten nach Verkündung des Beschlusses über die 

Nichtigkeitsklage befunden. 

 

 Ist gegen den Ausländer eine Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme gefasst worden, 

deren Ausführung unmittelbar bevorsteht, insbesondere wenn er an einem in den Artikeln 74/8 

und 74/9 erwähnten bestimmten Ort festgehalten oder der Regierung zur Verfügung gestellt 

wird, und hat er die Aussetzung der erwähnten Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme noch 

nicht auf gewöhnlichem Wege beantragt, kann er die Aussetzung der Ausführung dieser 

Maßnahme in äußerster Dringlichkeit in der in Artikel 39/57 § 1 Absatz 3 erwähnten Frist 

beantragen. 
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 Ist der Antrag offensichtlich spät, gibt der Präsident der befassten Kammer oder der von 

ihm zu diesem Zweck bestimmte Richter für Ausländerstreitsachen dies in seinem Beschluss 

an und fordert die Parteien unverzüglich per Vorladung auf, innerhalb vierundzwanzig Stunden 

nach Empfang des Antrags zu erscheinen. 

 

 Der Kammerpräsident oder Richter für Ausländerstreitsachen nimmt eine sorgfältige und 

rigorose Prüfung aller ihm vorliegenden Beweismittel vor, insbesondere der Beweismittel, die 

Gründe zu der Annahme liefern, die Ausführung des angefochtenen Beschlusses würde den 

Antragsteller dem Risiko der Verletzung der grundlegenden Menschenrechte aussetzen, für die 

gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten keine Abweichung erlaubt ist. 

 

 Der Aussetzungsantrag in äußerster Dringlichkeit wird innerhalb achtundvierzig Stunden 

nach seinem Empfang vom Kammerpräsidenten oder Richter für Ausländerstreitsachen 

untersucht. Diese Frist wird jedoch auf fünf Tage, nachdem der Rat diesen Antrag erhalten hat, 

ausgeweitet, wenn die tatsächliche Ausweisung oder Abweisung des Ausländers für ein Datum 

vorgesehen ist, das nach der Frist von acht Tagen liegt. 

 

 Entscheidet der Kammerpräsident oder Richter für Ausländerstreitsachen nicht innerhalb 

der Frist, muss er den Ersten Präsidenten beziehungsweise den Präsidenten davon in Kenntnis 

setzen. Dieser trifft die notwendigen Maßnahmen, damit je nach Fall spätestens zweiundsiebzig 

Stunden nach Empfang des Antrags oder möglichst schnell ein Beschluss gefasst wird. In 

beiden Fällen kann er insbesondere den Fall an sich ziehen und selbst befinden. 

 

 In Abweichung von den vorhergehenden Absätzen befindet der Präsident der befassten 

Kammer oder der von ihm zu diesem Zweck bestimmte Richter für Ausländerstreitsachen 

vorrangig über die Zulässigkeit des Antrags, gegebenenfalls ohne Vorladung der Parteien, wenn 

folgende Bedingungen erfüllt sind: 

 

 1.  es handelt sich um eine zweite Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme und 

 

 2.  der Antrag ist offensichtlich spät und 

 

 3.  der Antrag wird weniger als zwölf Stunden vor der geplanten Ausführung der 

Maßnahme eingereicht und 

 

 4.  der Antragsteller und gegebenenfalls sein Rechtsanwalt sind mindestens achtundvierzig 

Stunden vor der geplanten Ausführung der Maßnahme informiert worden. 

 

 Wenn er den Antrag für unzulässig erklärt, wird das Verfahren durch den Beschluss 

eingestellt. Erklärt er den Antrag für zulässig, wird das Verfahren wie in den Absätzen 3 bis 6 

vorgesehen fortgesetzt  

 

 [...] ». 

 

 B.1.3.  In den Vorarbeiten zum Gesetz vom 10. April 2014 heißt es in Bezug auf den 

Anwendungsbereich des Antrags auf Aussetzung in äußerster Dringlichkeit: 
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 « Depuis 2008 jusqu’au 2013 il y a eu 4 219 recours introduits en procédure d’extrême 

urgence. En 2012 il y a eu 877 recours, 1 009 recours ont été introduits en 2013. Dans 

l’ensemble de tous les recours, le Conseil du Contentieux des étrangers a ordonné 632 fois la 

suspension de la décision (15 %). 

 

 La présente modification de loi vise à encadrer la procédure d’extrême urgence devant le 

Conseil du Contentieux des étrangers.  

 

 Les moyens de remédier à cette grande charge de travail sans toucher ni à l’efficacité de la 

jurisprudence concernée, ni aux exigences de la protection juridictionnelle effective, telle que 

prévue notamment à l’article 13 de la CEDH et dans la jurisprudence relative à cette disposition 

créée par la Cour Européenne des Droits de l’Homme, ne sont pas illimités.  

 

 La prémisse de départ est que l’afflux ne peut en principe pas être [diminué]. Une politique 

de retour optimale implique que l’étranger se voit appliquer la procédure de retour forcé lorsque 

la procédure de retour volontaire ne donne aucun résultat. Cela entraîne souvent un recours de 

la dernière chance, le recours en extrême urgence. À cet égard, il est utile et nécessaire que la 

charge de travail qu’apporte[nt] ces procédures d’extrême urgence, soit réduite à un niveau 

acceptable sans que les droits fondamentaux de l’étranger concerné soient mis en péril. 

L’objectif est de clarifier le processus judiciaire pour toutes les parties.  

 

 Tout d’abord, il est fixé un délai dans lequel les demandes d’extrême urgence doivent être 

introduites et d’en préciser les conséquences sur l’exécution de la mesure d’éloignement. 

L’arrêt doit intervenir au moment le plus utile, c’est-à-dire avant l’éloignement effectif. 

 

 Par ailleurs, l’objet des demandes est clarifié : en effet, un recours d’extrême urgence ne 

sera recevable que s’il est utile pour assurer une protection juridictionnelle effective. Ainsi, il 

est précisé qu’il faut au minimum contester la mesure d’éloignement dans le cas de ‘ la 

réactivation ’ d’extrême urgence des demandes à l’encontre des décisions rendues sur le droit 

de séjour de l’étranger.  

 

 Enfin, par la présente loi, le Conseil du Contentieux des étrangers reçoit un instrument lui 

permettant [d’axer] sa jurisprudence sur le bien-fondé des recours, plutôt que de s’inquiéter de 

ses aspects procéduraux » (Parl. Dok., Kammer, 2013-2014, DOC 53-3445/001, SS. 4 und 5). 

 

 Und: 

 

 « Ainsi, il est stipulé clairement qu’une procédure d’extrême urgence n’est possible que 

lorsque l’étranger fait l’objet d’un[e] mesure d’éloignement ou de refoulement dont l’exécution 

est imminente, en particulier parce qu’il est détenu dans un centre fermé, réside dans une maison 

de retour ou est mis à disposition du gouvernement, en vue de l’exécution de cette mesure 

d’éloignement ou de refoulement » (ebenda, S. 10). 

 

 Und: 

 

 « Enfin, la procédure d’extrême urgence doit demeurer exceptionnelle et elle ne produit 

qu’un effet utile, mieux que la suspension ordinaire, si elle peut faire [...] obstacle à l’exécution 
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de la décision attaquée. En effet, dans le cadre d’une politique d’immigration, qui comporte des 

enjeux complexes et qui doit tenir compte des exigences découlant du droit de l’Union 

européenne, le législateur dispose d’un pouvoir d’appréciation » (ebenda, S. 11). 

 

 B.1.4.  Durch am 24. Juni 2020 in Generalversammlung ausgesprochenen Entscheid hat 

der Rat für Ausländerstreitsachen erkannt: 

 

 « 14.  Ainsi, il apparaît que si la formulation initiale de l’article 39/82 de la loi a pu ouvrir 

la voie à une interprétation tolérant une ‘ double filière ’, comme cela a été évoqué plus haut, 

l’exposé des motifs de la loi du 10 avril 2014 indique clairement que l’intention du législateur 

était, à tout le moins à ce moment, de lever l’ambigüité sur ce point et de ne tolérer qu’une seule 

filière et de limiter la possibilité de demander la suspension de l’exécution d’un acte en extrême 

urgence à l’hypothèse d’une mesure d’éloignement ou de refoulement dont l’exécution est 

imminente. 

 

 15.  Dans le même sens, la circonstance que dans les alinéas 3 et suivants du paragraphe 4, 

tels qu’ils ont été insérés par la loi du 10 avril 2014 précitée, le législateur a circonscrit de 

manière très détaillée les conditions et les modalités procédurales de l’examen des demandes 

visées à l’alinéa 2, sans à aucun moment envisager les modalités du traitement d’une demande 

de suspension de l’exécution en extrême urgence d’une autre décision que celles qui sont visées 

dans cet alinéa 2, peut également être vue comme une indication supplémentaire qu’il n’a pas 

voulu envisager d’autres hypothèses dans lesquelles la suspension de l’exécution d’une décision 

pourrait être demandée en extrême urgence. 

 

 16.  Il convient également de rappeler que le législateur a fixé comme règle générale qu’une 

décision individuelle dont l’annulation est demandée peut aussi faire l’objet d’une demande de 

suspension de son exécution. Dans cette perspective, la possibilité de formuler cette demande 

en extrême urgence constitue une exception qui déroge aux règles communes applicables à la 

demande de suspension. A cet égard, l’exposé des motifs de la loi du 10 avril 2014 souligne 

que ‘ la procédure d’extrême urgence doit demeurer exceptionnelle et elle ne produit qu’un [sic] 

effet utile, mieux que la suspension ordinaire, si elle peut faire l’obstacle [sic] à l’exécution de 

la décision attaquée ’ (ibid., p. 11). En ce qu’elles dérogent à la règle générale, les dispositions 

créant cette exception sont donc de stricte interprétation, ce qui va également dans le sens d’une 

restriction de la possibilité de mouvoir la procédure en extrême urgence à la seule hypothèse 

expressément visée par le législateur. 

 

 17.  Par ailleurs, comme cela vient d’être indiqué, la procédure en extrême urgence est une 

procédure exceptionnelle. Elle réduit, entre autres, les droits de défense de la partie 

défenderesse au strict minimum, peut être diligentée avant même l’introduction d’un recours 

en annulation et impose tant au juge qu’aux parties le respect de délais très stricts. De plus, dans 

le cadre de cette procédure exceptionnelle, la suspension peut être ordonnée sans que les parties 

ou certaines d’entre elles aient été entendues. Ce caractère exceptionnel et dérogatoire a, 

notamment, été souligné par la Cour constitutionnelle dans son arrêt n° 141/2018 du 

18 octobre 2018 (point B.8.2). Il est donc légitime et proportionné d’en limiter l’usage aux 

circonstances où elle constitue la seule manière de garantir l’effectivité du recours. 

 

 18.  Tel n’est pas le cas lorsque, comme en l’espèce, une demande de visa est refusée. En 

effet, dans ce cas, la personne concernée dispose déjà d’une voie de recours effective par le 

biais du recours en suspension et en annulation. Pour rappel, le législateur a prévu un délai de 



9 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.022 

trente jours pour statuer sur une demande de suspension ordinaire (article 39/82, § 4, alinéa 1er, 

de la loi du 15 décembre 1980) et, le cas échéant, la procédure des débats succincts 

(article 39/68, alinéa 2, de la loi du 15 décembre 1980 et article 36, RPCCE) permet de statuer 

directement sur le recours en annulation. Or, à la différence d’une suspension décidée en 

extrême urgence, qui ne contraint pas l’autorité à réexaminer la demande de visa, un arrêt 

d’annulation contraint cette dernière à prendre une nouvelle décision. La procédure ordinaire 

en suspension et en annulation offre donc à l’intéressé un remède plus efficace qu’une 

suspension décidée en extrême urgence tout en garantissant mieux les conditions d’un débat 

contradictoire, respectant notamment l’égalité des armes entre les parties » (Rat für 

Ausländerstreitsachen, 24. Juni 2020, X gegen AG, Nr. 237.408). 

 

 B.1.5.  Das vorlegende Rechtsprechungsorgan stellt Vorabentscheidungsfragen zu der 

fraglichen Bestimmung, ausgelegt im Sinne der in B.1.3 erwähnten Vorarbeiten und im Sinne 

der in B.1.4 erwähnten Rechtsprechung. In dieser Auslegung ist der Anwendungsbereich des 

beim Rat für Ausländerstreitsachen gestellten Aussetzungsantrags in äußerster Dringlichkeit 

auf eine Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme beschränkt, deren Ausführung unmittelbar 

bevorsteht.  

 

 B.2.  Die Streitsache vor dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan und die 

Vorabentscheidungsfragen betreffen den Fall, dass Studierende aus einem Drittland, die sich 

nicht im belgischem Staatsgebiet befinden, eine Erlaubnis beantragen, um sich mehr als 

90 Tage im Staatsgebiet des Königreichs aufzuhalten, um dort zu studieren (nachstehend: 

Visum zu Studienzwecken). Nach Artikel 60 § 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 müssen 

diese Studierenden ihren Antrag bei der diplomatischen oder konsularischen Vertretung, die für 

ihren Wohnort im Ausland zuständig ist, einreichen. 

 

 Zu dem Zeitpunkt, zu dem sie diesen Antrag einreichen und zu dem eine negative 

Entscheidung vom Minister oder seinem Beauftragten ihnen gegenüber getroffen wird, 

befinden sie sich also nicht im belgischem Staatsgebiet und können folglich auch nicht von 

einer Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme betroffen sein, deren Ausführung unmittelbar 

bevorsteht. 

 

 Der Gerichtshof beschränkt seine Prüfung auf diese Hypothese. 

 

 B.3.  Aufgrund von Artikel 39/1 §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, kann 

gegen die Verweigerung eines Visums zu Studienzwecken in dem in B.2 erwähnten Fall eine 

Nichtigkeitsklage beim Rat für Ausländerstreitsachen erhoben werden. Aufgrund von 
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Artikel 39/82 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 kann diese Verweigerung ebenfalls 

Gegenstand eines Aussetzungsantrags sein. 

 

 In der Auslegung der fraglichen Bestimmung durch das vorlegende Rechtsprechungsorgan 

kann gegen diese Verweigerung jedoch kein Antrag auf Aussetzung in äußerster Dringlichkeit 

gestellt werden. 

 

 

 In Bezug auf die ersten drei Vorabentscheidungsfragen 

 

 B.4.  Mit den ersten drei Vorabentscheidungsfragen wird der Gerichtshof gebeten, die 

Situation von Ausländern, denen ein Visum für ein Studium in Belgien verweigert wird und die 

nicht über eine Beschwerdemöglichkeit vor dem Rat für Ausländerstreitsachen verfügen, damit 

sie eine neue Entscheidung innerhalb einer Frist erwirken können, die es ihnen ermöglicht, den 

Verlust eines akademischen Jahres zu vermeiden, anhand der Artikel 10 und 11 der Verfassung 

in Verbindung insbesondere mit dem Recht auf eine wirksame Beschwerde, das in Artikel 47 

der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (nachstehend: Charta) gewährleistet ist, zu 

prüfen. 

 

 B.5.1.  Die in B.2 erwähnten Studierenden fallen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 

(EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 « über die 

Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu 

Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an 

einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur 

Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (Neufassung) » (nachstehend: Richtlinie 2016/801). Aus 

Artikel 1 Buchstabe a dieser Richtlinie geht hervor, dass sie nämlich darauf abzielt, « die 

Bedingungen für die Einreise von Drittstaatsangehörigen in das Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten und für den dortigen Aufenthalt für einen Zeitraum von mehr als 90 Tagen zu 

[…] Studienzwecken […] sowie ihre Rechte » festzulegen. 

 

 Folglich muss der Gerichtshof die fragliche Bestimmung anhand der Artikel 10 und 11 der 

Verfassung in Verbindung mit den relevanten Bestimmungen der Charta prüfen. 
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 B.5.2.  Unter Berücksichtigung des Gegenstands der in B.4 erwähnten 

Vorabentscheidungsfragen prüft der Gerichtshof diese nur insoweit, als sie sich auf die 

Artikel 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit den Artikeln 20 und 47 der Charta 

beziehen, ohne dass es notwendig ist, die anderen in den Vorabentscheidungsfragen erwähnten 

Referenznormen zu prüfen. 

 

 B.6.1.  Artikel 20 der Charta bestimmt: 

 

 « Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich ». 

 

 Diese Bestimmung sieht keine Begrenzung ihres Anwendungsbereichs vor und findet 

daher in allen unionsrechtlich geregelten Fallgestaltungen Anwendung (EuGH, Große 

Kammer, 6. Juni 2023, C-700/21, O.G., ECLI:EU:C:2023:444, Randnr. 41). 

 

 Die Gleichheit vor dem Gesetz ist ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts, nach dem 

vergleichbare Situationen nicht unterschiedlich und unterschiedliche Situationen nicht gleich 

behandelt werden dürfen, es sei denn, dass eine solche Behandlung objektiv gerechtfertigt ist 

(EuGH, Große Kammer, 8. März 2022, C-205/20, NE, ECLI:EU:C:2022:168, Randnr. 54; 

Große Kammer, 6. Juni 2023, C-700/21, O.G., vorerwähnt, Randnr. 42). Eine unterschiedliche 

Behandlung ist gerechtfertigt, wenn sie auf einem objektiven und angemessenen Kriterium 

beruht, d. h., wenn sie im Zusammenhang mit einem rechtlich zulässigen Ziel steht, das mit der 

betreffenden Regelung verfolgt wird, und wenn diese unterschiedliche Behandlung in 

angemessenem Verhältnis zu dem mit der betreffenden Behandlung verfolgten Ziel steht 

(EuGH, 23. November 2023, C-260/22, Seven.One Entertainment Group GmbH, 

ECLI:EU:C:2023:900, Randnr. 45). 

 

 B.6.2.  Artikel 47 der Charta bestimmt: 

 

 « Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt 

worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen 

bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.  

 

 Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen 

und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb 

angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten 

lassen.  
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 Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, 

soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu 

gewährleisten ». 

 

 Artikel 47 der Charta sieht ebenso ein Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor. Dieser 

Bestimmung ist die gleiche Tragweite einzuräumen wie den Artikeln 6 und 13 der 

Europäischen Menschenrechtskonvention (EuGH, Große Kammer, 19. November 2019, 

C-585/18, C-624/18 und C-625/18, A. K., ECLI:EU:C:2019:982, Randnr. 117).  

 

 B.6.3.  Aufgrund von Artikel 34 Paragraph 5 der Richtlinie 2016/801 kann jede 

Entscheidung, mit der ein Antrag für unzulässig erklärt oder abgelehnt wird, eine Verlängerung 

verweigert oder ein Aufenthaltstitel entzogen wird, in dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß 

dem nationalen Recht mit einem Rechtsbehelf angefochten werden. Obgleich es den 

Mitgliedstaaten obliegt, über die Art und die konkrete Ausgestaltung der Rechtsbehelfe, die den 

Antragstellern für ein Visa zu Studienzwecken im Anwendungsbereich der Richtlinie 2016/801 

zur Verfügung stehen, zu entscheiden (EuGH, 10. März 2021, C-949/19, Konsul 

Rzeczypospolitej Polskiej w N., ECLI:EU:C:2021:186, Randnr. 42), muss dieses 

Rechtsbehelfsverfahren den Anforderungen von Artikel 47 der Charta genügen (EuGH, 

29. Juli 2024, C-14/23, Perle, ECLI:EU:C:2024:647, Randnr. 62; 19. Juni 2025, C-299/23, 

Darvate u.a., ECLI:EU:C:2025:461, Randnr. 29). 

 

 B.7.1.  Der Ministerrat führt an, dass die zweite Vorabentscheidungsfrage unzulässig sei, 

weil die Kategorie der Bürger, « darunter insbesondere die in Belgien lebenden Studierenden », 

die über einen Rechtsbehelf in äußerster Dringlichkeit beim Staatsrat verfügten, nicht 

ausreichend präzise angegeben sei. 

 

 B.7.2.  Die vom Ministerrat erhobene Einrede ist nicht zu prüfen. Der 

Behandlungsunterschied zwischen gewissen Kategorien von Personen, der sich aus der 

Anwendung unterschiedlicher Verfahrensregeln unter unterschiedlichen Umständen ergibt, ist 

an sich nämlich nicht diskriminierend. Es könnte nur eine Diskriminierung vorliegen, wenn der 

Behandlungsunterschied, der sich aus der Anwendung dieser Verfahrensregeln ergibt, zu einer 

unverhältnismäßigen Einschränkung der Rechte der betroffenen Personen wie beispielsweise 

des Rechts auf eine wirksame Beschwerde führen würde. 
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 B.8.  Der Gerichtshof muss prüfen, ob die Nichtanwendbarkeit des Antrags auf Aussetzung 

in äußerster Dringlichkeit für die in B.2 erwähnten Studierenden im Einklang mit den in B.5.2 

erwähnten Normen steht. 

 

 B.9.1.  In Bezug auf die Frage, ob Artikel 34 Paragraph 5 der Richtlinie 2016/801 im 

Lichte von Artikel 47 der Charta den Zugang zu einer Klage auf Aussetzung in äußerster 

Dringlichkeit erfordert, hat der Gerichtshof der Europäischen Union entschieden: 

 

 « 30.  Obwohl nämlich, soweit keine einschlägige Unionsregelung greift, es Sache des 

innerstaatlichen Rechts der einzelnen Mitgliedstaaten ist, die zuständigen Gerichte zu 

bestimmen und die Verfahrensmodalitäten für Klagen zu regeln, die den Schutz der dem 

Einzelnen aus der Unionsrechtsordnung erwachsenden Rechte gewährleisten sollen, müssen die 

Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass der in Art. 47 der Charta verbürgte Anspruch auf 

effektiven gerichtlichen Schutz dieser Rechte in jedem Einzelfall gewahrt ist (Urteil vom 

14. Mai 2020, Országos Idegenrendészeti Főigazgatóság Dél-alföldi Regionális Igazgatóság, 

C-924/19 PPU und C-925/19 PPU, EU:C:2020:367, Rn. 142 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

 

 31.  Zudem ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof entschieden hat, dass das in 

Art. 47 der Charta verankerte Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf illusorisch wäre, wenn 

die Rechtsordnung eines Mitgliedstaats es zuließe, dass eine endgültige und bindende 

gerichtliche Entscheidung zulasten einer Partei wirkungslos bleibt. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn die aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte, wie sie durch eine gerichtliche 

Entscheidung anerkannt wurden, nur dann tatsächlich genossen werden können, wenn zeitliche 

Zwänge beachtet werden (Urteil vom 29. Juli 2024, Perle, C-14/23, EU:C:2024:647, Rn. 63 

und die dort angeführte Rechtsprechung). 

 

 32.  Insoweit fragt sich das vorlegende Gericht im Rahmen der vorliegenden Rechtssache, 

wann zweckmäßigerweise das beantragte Visum zu Studienzwecken erteilt werden und folglich 

die Entscheidung über den Rechtsbehelf gegen die Verweigerung eines solchen Visums 

ergehen sollte, damit der betreffende Drittstaatsangehörige gegebenenfalls die Möglichkeit hat, 

in den Genuss seiner Rechte aus der Richtlinie 2016/801 zu kommen. 

 

 33.  In diesem Zusammenhang ist erstens – was die Schaffung eines außerordentlichen 

Rechtsbehelfs anbelangt, der im Rahmen eines Dringlichkeitsverfahrens zu prüfen ist – darauf 

hinzuweisen, dass nach ständiger Rechtsprechung das Unionsrecht, einschließlich der 

Bestimmungen der Charta, die Mitgliedstaaten nicht dazu zwingt, neben den nach 

innerstaatlichem Recht bereits bestehenden Rechtsbehelfen neue zu schaffen, es sei denn, es 

gibt nach dem System der betreffenden nationalen Rechtsordnung keinen Rechtsbehelf, mit 

dem wenigstens inzident die Wahrung der den Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsenden 

Rechte gewährleistet werden könnte (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. September 2023, 

Rayonna prokuratura Lovech, teritorialno otdelenie Lukovit [Leibesvisitation], 

C-209/22, EU:C:2023:634, Rn. 54 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2020%3A367&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2020%3A367
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2020%3A367&anchor=#point142
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647&anchor=#point63
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2023%3A634&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2023%3A634
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2023%3A634&anchor=#point54
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 34.  Daher verlangt Art. 34 Abs. 5 der Richtlinie 2016/801 in Verbindung mit Art. 47 der 

Charta nicht die Schaffung eines außerordentlichen Rechtsbehelfs, der im Rahmen eines 

Dringlichkeitsverfahrens zu prüfen ist. 

 

 35.  Es ist jedoch sicherzustellen, dass die Bedingungen, unter denen der Rechtsbehelf 

gegen eine Entscheidung der zuständigen Behörden, mit der ein Antrag auf Zulassung in das 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu Studienzwecken abgelehnt wird, eingelegt und 

gegebenenfalls das dazu ergangene Urteil vollstreckt wird, grundsätzlich den Erlass einer neuen 

Entscheidung innerhalb kurzer Zeit ermöglichen, so dass ein hinreichend sorgfältiger 

Drittstaatsangehöriger in den Genuss der vollen Wirksamkeit seiner Rechte aus der Richtlinie 

2016/801 kommen kann (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 29. Juli 2024, Perle, 

C-14/23, EU:C:2024:647, Rn. 66) » (EuGH, 19. Juni 2025, Darvate u.a., vorerwähnt, 

Randnrn. 30 bis 35). 

 

 In diesem Urteil hat der Gerichtshof der Europäischen Union auf die 

Vorabentscheidungsfragen geantwortet, die ihm das vorlegende Rechtsprechungsorgan mit 

dem Urteil vorgelegt hat, mit dem es auch dem Verfassungsgerichtshof die oben 

wiedergegebenen Vorabentscheidungsfragen gestellt hat. Der Gerichtshof der Europäischen 

Union hat auf diese Vorabentscheidungsfragen wie folgt geantwortet: 

 

 « Art. 34 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 

Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines 

Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder 

Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit ist im Licht von Art. 47 der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

 

 dahin auszulegen, dass 

 

 er - was die Klage eines Drittstaatsangehörigen betrifft, mit der dieser, um seine Rechte 

aus Art. 5 Abs. 3 dieser Richtlinie geltend zu machen, die Entscheidung der zuständigen 

Behörden, mit der sein Antrag auf Zulassung in das Hoheitsgebiet des betreffenden 

Mitgliedstaats zu Studienzwecken abgelehnt wurde, anfechten will - nicht verlangt, 

 

 -  dass dem Drittstaatsangehörigen ein außerordentlicher Rechtsbehelf, der im Rahmen 

eines Dringlichkeitsverfahrens geprüft wird, zur Verfügung steht, wenn, obwohl er die 

gebotene Sorgfalt beachtet hat, die notwendige Einhaltung der Fristen des ordentlichen 

Verfahrens zur Kontrolle dieser Entscheidung dem Verlauf seines Studiums entgegenstehen 

könnte, 

 

 -  dass das befasste Gericht im Rahmen eines solchen außerordentlichen Rechtsbehelfs 

gegebenenfalls befugt ist, vorläufige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere um den 

zuständigen Behörden aufzugeben, eine neue Entscheidung über die Erteilung der beantragten 

Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken zu erlassen, oder 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2024%3A647&anchor=#point66
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 -  dass das mit einem Rechtsbehelf gegen diese Entscheidung befasste Gericht befugt ist, 

seine Beurteilung an die Stelle der Beurteilung dieser Behörden zu setzen oder eine neue 

Entscheidung zu erlassen. 

 

 Die Bedingungen, unter denen der Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung der zuständigen 

Behörden, mit der ein Antrag auf Zulassung in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu 

Studienzwecken abgelehnt wird, eingelegt und gegebenenfalls das dazu ergangene Urteil 

vollstreckt wird, müssen jedoch den Erlass einer neuen, mit der im Nichtigkeitsurteil 

enthaltenen Beurteilung im Einklang stehenden Entscheidung innerhalb kurzer Zeit 

ermöglichen, so dass ein hinreichend sorgfältiger Drittstaatsangehöriger in den Genuss der 

vollen Wirksamkeit seiner Rechte aus der Richtlinie 2016/801 gelangen kann ». 

 

 B.9.2.  Aus dem vorstehend zitierten Urteil geht hervor, dass die Einführung eines 

besonderen Eilverfahrens dem Gesetzgeber gemäß der Verfahrensautonomie nicht vom 

Unionsrecht auferlegt wird, sofern ein hinreichend sorgfältiger Drittstaatsangehöriger Zugang 

zu einem Verfahren hat, das es ihm ermöglicht, in den Genuss der vollen Wirksamkeit seiner 

Rechte aus der Richtlinie 2016/801 zu gelangen. Unter Berücksichtigung der Art dieser 

Richtlinie, die im vorliegenden Fall den Aufenthalt zu Studienzwecken betrifft (Artikel 1 

Buchstabe a der Richtlinie), um « den Ruf Europas als internationalen Exzellenzstandort für 

Studium und berufliche Bildung zu festigen » (Erwägungsgrund 14), ist das sich daraus 

ergebende Recht nur dann wirksam, wenn es dem betroffenen Staatsangehörigen ermöglicht, 

rechtzeitig eine endgültige Entscheidung über seinen Visumantrag zu erhalten. Daraus ergibt 

sich, dass der vom Gerichtshof der Europäischen Union betonte Begriff « kurze Zeit » nur dahin 

ausgelegt werden kann, dass er sich auf eine Frist bezieht, die eine endgültige Entscheidung der 

zuständigen Behörde vor dem Beginn des akademischen Jahres ermöglicht. Da ein Antrag in 

Anwendung der Richtlinie 2016/801 per definitionem mit diesem Datum zusammenhängt, ist 

diese Auslegung die einzige, mit der die praktische Wirksamkeit des Unionsrechts gegenüber 

einem Antragsteller, der hinreichend sorgfältig gehandelt hat, gewährleistet werden kann. 

 

 B.10.1.  Weder die Einreichung einer Nichtigkeitsklage noch die Einreichung eines 

Aussetzungsantrags haben zur Folge, dass die angefochtene Entscheidung so lange ausgesetzt 

wird, wie die Rechtssache beim Rat für Ausländerstreitsachen anhängig ist. 

 

 Die Einreichung eines Aussetzungsantrags in äußerster Dringlichkeit hat jedoch eine 

aufschiebende Wirkung in Bezug auf die angefochtene Maßnahme. Aufgrund von 

Artikel 39/83 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 darf diese Maßnahme nämlich, 

vorbehaltlich der Zustimmung des Betreffenden, erst nach Ablauf der Frist von zehn Tagen, 
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innerhalb deren der Aussetzungsantrag in äußerster Dringlichkeit gestellt werden kann, 

vollstreckt werden, oder, wenn dieser Antrag innerhalb dieser Frist gestellt worden ist, erst 

vollstreckt werden, nachdem der Rat für Ausländerstreitsachen den Antrag abgelehnt hat. 

 

 B.10.2.  Wie in B.2 erwähnt, können Studierende aus einem Drittland, die ein Visum zu 

Studienzwecken beantragen, nicht von einer Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme 

betroffen sein. Folglich verfügen sie aufgrund der fraglichen Bestimmung, wie sie vom 

vorlegenden Rechtsprechungsorgan ausgelegt wird, nicht über einen Aussetzungsantrag beim 

Rat für Ausländerstreitsachen, der ab seiner Einreichung aufschiebende Wirkung hat. 

 

 B.11.1.  Aufgrund von Artikel 39/82 § 1 Absatz 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 

muss die antragstellende Partei, wenn sie die Aussetzung der Ausführung einer Entscheidung 

beantragt, zur Vermeidung der Unzulässigkeit entweder einen Antrag auf Aussetzung in 

äußerster Dringlichkeit oder einen Antrag auf gewöhnliche Aussetzung wählen. 

 

 Der in B.1.4 erwähnte, am 24. Juni 2020 in Generalversammlung ergangene Entscheid des 

Rates für Ausländerstreitsachen bietet dieser antragstellenden Partei Rechtssicherheit, da er es 

ihr ermöglicht, den sachdienlichen Antrag zu ermitteln: Handelt es sich um eine 

Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme, deren Ausführung unmittelbar bevorsteht, kann sie 

den Aussetzungsantrag in äußerster Dringlichkeit nutzen, während in allen anderen Fällen, 

einschließlich des in B.2 erwähnten Falls, nur der gewöhnliche Aussetzungsantrag möglich ist. 

 

 B.11.2.  Durch das Gesetz vom 10. April 2014 wollte der Gesetzgeber Unzulänglichkeiten 

in den Verfahren auf Aussetzung in äußerster Dringlichkeit beseitigen, die der Gerichtshof in 

seinem Entscheid Nr. 1/2014 vom 16. Januar 2014 (ECLI:BE:GHCC:2014:ARR.001) 

festgestellt hatte und die davor auch durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

festgestellt worden sind (EuGHMR, Große Kammer, 21. Januar 2011, M.S.S. gegen Belgien 

und Griechenland, ECLI:CE:ECHR:2011:0121JUD003069609). 

 

 Der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte lässt sich 

entnehmen, dass die Rechtsbehelfe gegen unmittelbar bevorstehende Ausweisungs- und 

Abweisungsmaßnahmen an besonders strenge Bedingungen geknüpft sind angesichts des 

Risikos auf nicht wiedergutzumachende Schäden, die solche Maßnahmen für den betreffenden 
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Ausländer haben können, wenn er infolge der Ausweisung Behandlungen ausgesetzt werden 

kann, die den Artikeln 2 und 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention widersprechen. 

 

 Das in Artikel 13 dieser Menschenrechtskonvention vorgeschriebene Erfordernis eines 

wirksamen Rechtsbehelfs ist in einem solchen Fall nur erfüllt, wenn der Betroffene gegen die 

Ausführung einer solchen Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme einen Rechtsbehelf, der 

von Rechts wegen aufschiebende Wirkung hat, bei einer nationalen Instanz einlegen kann, die 

die geltend gemachten Einwände unabhängig und gründlich prüft und darüber besonders 

schnell befindet (EuGHMR, Große Kammer, 21. Januar 2011, M.S.S. gegen Belgien und 

Griechenland, vorerwähnt, § 293; Große Kammer, 13. Dezember 2012, De Souza Ribeiro 

gegen Frankreich, ECLI:CE:ECHR:2012:1213JUD002268907, § 82; Große Kammer, 

15. Dezember 2016, Khlaifia gegen Italien, ECLI:CE:ECHR:2016:1215JUD001648312, 

§ 275). 

 

 Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union zum Recht auf einen 

wirksamen Rechtsbehelf im Sinne der Garantie in Artikel 47 Absatz 1 der Charta geht ebenfalls 

hervor, dass, wenn ein Staat entscheidet, eine Person, die internationalen Schutz beantragt, in 

ein Land abzuschieben, bei dem ernsthafte Gründe befürchten lassen, dass tatsächlich die 

Gefahr einer Artikel 18 der Charta in Verbindung mit Artikel 33 der Genfer Konvention oder 

Artikel 19 Absatz 2 der Charta widersprechenden Behandlung dieser Person besteht, das in 

Artikel 47 der Charta vorgesehene Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf erfordert, dass der 

Antragsteller über einen Rechtsbehelf mit kraft Gesetzes aufschiebender Wirkung gegen den 

Vollzug der Maßnahme verfügt, die seine Abschiebung ermöglicht (vgl. in diesem Sinne 

EuGH, Große Kammer, 18. Dezember 2014, Abdida, ECLI:EU:C:2014:2453, C-562/13, 

Randnr. 52; C-239/14, Tall, ECLI:EU:C:2015:824, Randnr. 54; Große Kammer, 19. Juni 2018, 

Sadikou Gnandi, ECLI:EU:C:2018:465, Randnr. 54). 

 

 B.11.3.  Aus den in B.1.3 erwähnten Vorarbeiten zum Gesetz vom 10. April 2014 geht 

hervor, dass der Gesetzgeber das Verfahren der äußersten Dringlichkeit abgeändert hat, um für 

die in B.11.2 erwähnten Personen eine wirksame Beschwerde zu gewährleisten. Er hat in 

diesem Zusammenhang die hohe Anzahl an Rechtssachen, die beim Rat für 

Ausländerstreitsachen angestrengt wurden, berücksichtigt und er wollte in diesem Kontext den 

Antrag auf Aussetzung in äußerster Dringlichkeit den Rechtssachen vorbehalten, bei denen 
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dieses Verfahren am sinnvollsten ist. Dieses Ziel ist legitim, zumal eine hohe Anzahl an 

Eilverfahren unweigerlich Folgen für die Bearbeitungsdauer anderer Rechtssachen hat. 

 

 B.11.4.  Der Gesetzgeber hat dabei betont, dass der Aussetzungsantrag in Fällen äußerster 

Dringlichkeit die Ausnahme bleiben muss. Dieses Verfahren weicht vom gewöhnlichen 

Aussetzungsverfahren vor dem Rat für Ausländerstreitsachen ab. Nicht nur kann es zu jeder 

Tages- und Nachtzeit eingeleitet werden, einschließlich an Sonn- und Feiertagen, sondern der 

Antrag muss auch in der Regel innerhalb von 48 Stunden untersucht werden. Überdies schränkt 

es, wie der Rat für Ausländerstreitsachen in dem in B.1.4 erwähnten Entscheid festgestellt hat, 

die Verteidigungsrechte der beklagten Partei auf das absolute Minimum ein, es kann bereits vor 

Einreichung einer Nichtigkeitsklage eingeleitet werden und schreibt sowohl dem Richter als 

auch den Parteien die Einhaltung sehr strenger Fristen vor. Schließlich kann die Aussetzung in 

äußerster Dringlichkeit gemäß Artikel 39/82 § 1 Absatz 3 des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 vorläufig - ohne Anhörung der Parteien oder bestimmter 

Parteien - angeordnet werden. 

 

 B.11.5.  Die Situation der in B.2 erwähnten Studierenden unterscheidet sich erheblich von 

der Situation der in B.11.2 erwähnten Personen. Da sie sich zu dem Zeitpunkt, zu dem sie ein 

Visum zu Studienzwecken beantragen und zu dem die Verweigerungsentscheidung getroffen 

wird, nicht im belgischem Staatsgebiet, sondern in ihrem Herkunftsland befinden, hat diese 

nämlich nicht zur Folge, dass diese Personen in dieses Herkunftsland zurückgeschickt werden 

müssen. Sie sind daher auch nicht einer Behandlung ausgesetzt, die gegen die Artikel 2 und 3 

der Europäischen Menschenrechtskonvention verstößt. 

 

 Das Risiko, dem die betroffenen Studierenden ausgesetzt sind, hängt damit zusammen, 

dass sie das Studium, für das sie gemäß der Richtlinie 2016/801 eine Aufenthaltserlaubnis 

beantragen, nicht aufnehmen können. Ein solcher Schaden kann hinsichtlich seiner Folgen nicht 

mit dem Risiko verglichen werden, Opfer einer Verletzung der Menschenrechte zu werden, von 

denen nach Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention nicht 

abgewichen werden darf. 

 

 B.11.6.  Außerdem unterscheiden sich die Rechtsfolgen der beiden Arten von 

Entscheidung erheblich. Während die in B.11.2 erwähnten Entscheidungen den betroffenen 

Ausländern gegen ihren Willen einen Nachteil zufügen, haben die in B.2 genannten 
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Verweigerungsentscheidungen zur Folge, dass das Verfahren zur Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis für ein bestimmtes Datum zu Studienzwecken gemäß dem Recht der 

Europäischen Union für die betroffenen Studierenden blockiert oder zumindest verzögert wird. 

 

 Die automatische aufschiebende Wirkung der Einreichung eines Aussetzungsantrags in 

äußerster Dringlichkeit gilt nur für Entscheidungen der ersten Kategorie. Was hingegen die 

Entscheidungen der zweiten Kategorie betrifft, hätte dies nicht zur Folge, dass die beantragte 

Erlaubnis, das heißt im vorliegenden Fall ein Visum für Studienzwecke, bis zur Entscheidung 

des Rates für Ausländerstreitsachen automatisch erteilt würde. 

 

 B.12.1.  Die Rechtsuchenden, die gegen die Weigerung, ein Visum zu Studienzwecken 

auszustellen, vorgehen möchten können eine Nichtigkeitsklage gegen diesen Verwaltungsakt 

beim Rat für Ausländerstreitsachen erheben und auch dessen Aussetzung beantragen, indem sie 

einen gewöhnlichen Antrag auf Aussetzung stellen, über den der Rat innerhalb von 30 Tagen 

befinden muss. Im Fall der Nichtigerklärung einer Verweigerung der Einreise in das 

Staatsgebiet zu Studienzwecken durch den Rat für Ausländerstreitsachen ist die zuständige 

Behörde verpflichtet, die Rechtskraft zu beachten und ist somit an die in diesem Urteil 

enthaltene Beurteilung gebunden.  Dieses Verfahren garantiert jedoch nicht, dass unter allen 

Umständen eine endgültige Entscheidung vor dem Beginn des akademischen Jahres erlassen 

wird, für das das Visum beantragt wird. 

 

 B.12.2.  Zwar können die betroffenen Ausländer beim Rat auch beantragen, vorläufige 

Maßnahmen gemäß Artikel 39/84 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 anzuordnen, aber 

vorläufige Maßnahmen, die sich auf bürgerliche Rechte beziehen, fallen in die Zuständigkeit 

der Gerichtshöfe und Gerichte. Aus der Rechtsprechung des Kassationshofes geht nämlich 

hervor, dass die auf Artikel 39/82 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 beruhende 

Zuständigkeit des Rates für Ausländerstreitsachen nicht die Befugnis der Gerichtshöfe und 

Gerichte beeinträchtigt, auf der Grundlage von Artikel 144 Absatz 1 der Verfassung über 

Streitfälle über bürgerliche Rechte zu befinden, selbst wenn ein Verstoß oder ein drohender 

Verstoß gegen diese bürgerlichen Rechte wegen Entscheidungen geltend gemacht wird, die 

vom Rat für Ausländerstreitsachen für nichtig erklärt werden können: 

 

 « Ces dispositions, qui confèrent au Conseil du contentieux des étrangers le pouvoir 

d’ordonner, dans le cadre d’un référé administratif et dans les conditions prévues à 



20 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.022 

l’article 39/82, § 2, alinéa 1er, la suspension de l’exécution des décisions individuelles qu’il a 

le pouvoir d’annuler et, au provisoire, toutes les mesures nécessaires à la sauvegarde des intérêts 

des parties et des personnes qui ont intérêt à la solution de la cause, ne dérogent pas au pouvoir 

de juridiction des cours et tribunaux de l’ordre judiciaire sur les contestations relatives aux 

droits civils » (Kass., 5. Januar 2018, ECLI:BE:CASS:2018:ARR.20180105.2). 

 

 B.12.3.  Im Einzelnen hat der Kassationshof in Bezug auf Visa zu Studienzwecken in einer 

Situation, in der es das Verfahren vor dem Rat für Ausländerstreitsachen nicht erlauben würde, 

eine Entscheidung innerhalb einer Frist zu erwirken, die es dem betroffenen Studierenden 

ermöglicht hätte, zu Beginn das Studienjahres in das Staatsgebiet einzureisen, auch geurteilt, 

dass der Eilverfahrensrichter befugt ist, nach Aufhebung einer rechtswidrigen Verweigerung 

die zuständige Behörde anzuweisen, eine neue, angemessen begründete Entscheidung zu 

treffen, d. h. eine Entscheidung, die die tatsächliche und nicht willkürliche Ausübung ihrer 

Beurteilungsbefugnis rechtfertigt, um das dem Beklagten zustehende Grundrecht auf 

Ausbildung zu wahren (Kass., 11. März 2024, ECLI:BE:CASS:2024:ARR.20240311.3F.8). 

 

 B.13.  In Anbetracht des Vorstehenden und unter Berücksichtigung der Befugnis des 

Eilverfahrensrichters schränkt Artikel 39/82 §§ 1 und 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 

nicht in unverhältnismäßiger Weise die Rechte. darunter das Recht auf eine wirksame 

Beschwerde, von hinreichend sorgfältigen Drittstaatsangehörigen ein, gegen die eine 

Entscheidung zur Verweigerung eines Visums zu Studienzwecken ergangen ist. 

 

 Artikel 39/82 §§ 1 und 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 ist demzufolge vereinbar 

mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung in Verbindung mit den Artikeln 20 und 47 der 

Charta. 

 

 

 In Bezug auf die vierte Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.14.  Aus der Formulierung der vierten Vorabentscheidungsfrage geht hervor, dass diese 

nur für den Fall gestellt wird, dass der Gerichtshof in Beantwortung der ersten, zweiten und 

dritten Vorabentscheidungsfrage zu dem Schluss kommen sollte, dass ein Verstoß vorliegt. Da 

der Gerichtshof in Beantwortung dieser Vorabentscheidungsfrage keinen Verstoß feststellt, 

bedarf die vierte Vorabentscheidungsfrage keiner Antwort. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Unter Berücksichtigung des in B.13 Erwähnten verstößt Artikel 39/82 §§ 1 und 4 des 

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 « über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 

Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern » nicht gegen die Artikel10 und 11 der 

Verfassung in Verbindung mit den Artikeln 20 und 47 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union. 

 

 Erlassen in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 26. Februar 2026. 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Pierre Nihoul 

 


